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«Wirmüssen
demLand
respektvoll
begegnen»

NZZ amSonntag: China lässt in Hongkong
gerade die Opposition verhaften. Sind Sie mit
uns einig, dass das gegen alle demokratischen
und rechtsstaatlichen Regeln verstösst?
Ignazio Cassis: Die Einschränkung der

demokratischen Rechte in Hongkong bereitet
uns Sorgen. Bis jetzt galt für China und
Hongkong immer das Prinzip: zwei Systeme,
ein Land. Das war Zeichen des Respektes für
die beiden unterschiedlichen Politsysteme.

Jetzt gibt es nur noch ein System.
Es geht derzeit in diese Richtung.

Auch in der Uiguren-Provinz Xinjiang begeht
China schwere Menschenrechtsverletzungen.

Die Entwicklung der letzten drei, vier
Jahre in Xinjiang ist nicht ermutigend. Die
Rechte der Minderheiten, der Anders-
denkenden, der Opposition – all das spre-
chen wir seit Jahren in den bilateralen Tref-
fen mit China an. Das war auch beim Besuch
von Aussenminister Wang Yi 2019 der Fall.
Chinas Regierung kennt unsere Kritik.

Die USA, Kanada und die Niederlanden
bezeichnen das Vorgehen Pekings gegen die
Uiguren als Völkermord. Sie auch?

Es ist nicht Sache der Politik, einen Vor-
gang als Völkermord zu bezeichnen. Das ist
Sache der Gerichte.

Wie hat Wang Yi reagiert?
Er hat die Ankündigung ohne Über-

raschung zur Kenntnis genommen. Sie ent-
sprach ja dem, was ich ihm bereits 2019
gesagt habe. Aber er hat sich auch bedankt.
Er empfand meinen Anruf als respektvoll.

Nach Ihrem Telefongespräch hat das chinesi-
sche Aussenministerium eine Medienmittei-
lung veröffentlicht. Darin war vor allem von
den guten Wirtschaftsbeziehungen die Rede.
Von Ihrer Kritik an den Menschenrechtsverlet-
zungen stand kein Wort.

China ist in seinen Verlautbarungen frei.

Die chinesische Medienmitteilung könnte man
aber auch so interpretieren: Schaut her, das
alles steht auf dem Spiel, wenn ihr uns zu
scharf kritisiert.

Es ist auch in unserem Interesse, dass der
Dialog zwischen den beiden Ländern nicht
abbricht.

Die Schweiz ist wirtschaftlich von China
abhängig, etwa bei Medikamenten oder Medi-
zinalprodukten. Macht sie das erpressbar?

Ganz Europa, ja die ganze Welt ist ein
Stück weit erpressbar geworden. In der
Corona-Pandemie sahen Sie das am Beispiel
der Schutzmasken. Hier waren alle von
China abhängig. Deshalb ist jetzt das Thema:

«DieFreundschaftwirdweiter entwickelt undvertieft»

ChinesischerAussenminister

Der chinesische Aussenminister
Wang Yi schien voll des Lobes
und der Zuversicht. Er glaube,
«dass die Freundschaft zwischen
China und der Schweiz ... weiter
entwickelt und vertieft wird».
Wang wies auf den Fortschritt in
den Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den beiden Ländern
hin und gab seiner Hoffnung
Ausdruck, «dass die Schweizer
Seite China weiter in einer objek-
tiven und rationalen Art und
Weise wahrnimmt». All das steht
in einem Communiqué, welches
das chinesische Aussenministe-
rium am vorletzten Donnerstag
veröffentlichte. Es zeigt, um was
es China im Verhältnis zur
Schweiz vor allem geht. Erstens

das, «um unerwartete Reaktio-
nen zu vermeiden» und «die
gegenseitige Beziehung nicht zu
stören», sagt Ignazio Cassis
heute (vgl. Interview).

In der China-Strategie, die der
Bundesrat am Freitag verab-
schiedet hat, heisst es unter
anderem: «Die Bereitschaft
Chinas, Menschenrechtsfragen
zu diskutieren, hat in den ver-
gangenen Jahren mit Verweis auf
die Einmischung in innere Ange-
legenheiten abgenommen.» Und
weiter: «Zugleich hat sich die
Situation in China mit Bezug auf
Meinungsäusserungsfreiheit,
Schutz der Privatsphäre, Rechte
von Minderheiten sowie Druck-
versuche gegenüber Menschen-

rechtsverteidigern deutlich ver-
schlechtert.»

Damit kritisiert die Schweiz
China und die dortigen Men-
schenrechtsverletzungen deut-
licher als auch schon. Verschie-
dene Nichtregierungsorganisa-
tionen bemängeln aber, dass der
Bundesrat daraus kaum Konse-
quenzen ziehe. «Insbesondere in
der Wirtschaft braucht es einen
einheitlichen Umgang mit Men-
schenrechtsverletzungen, die
zum Beispiel in der chinesischen
Provinz Xinjiang jedes Vorstel-
lungsvermögen sprengen und
genozidale Züge angenommen
haben», sagt Angela Mattli von
der Gesellschaft für bedrohte
Völker.

Weiterer Schwerpunkt der
bundesrätlichen China-Strategie
sind die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den beiden Ländern.
«Wirtschaftliche Interessen
gehörten schon früh zu den
wichtigsten Treibern der bilate-
ralen Beziehungen», steht in der
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Quelle: Eidgenössische Zollverwaltung Chinas AussenministerWang Yi.
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Wissenschaft und Wirtschaft können einen
Beitrag zum Schutz der Grundrechte leisten.

Auch die Wirtschaft?
Ja. Auch die Wirtschaft. Wir erhoffen uns

vom Einbezug aller Akteure eine grössere
Durchschlagskraft beim Thema Menschen-
rechte, wie das auch der Aktionsplan des
Bundesrates für Wirtschaft und Menschen-
rechte vorsieht.

Sie haben neun Tage vor der Verabschiedung
der China-Strategie den chinesischen Aussen-
minister Wang Yi angerufen. Warum das?

Es ist Usus in der Diplomatie, dass man
vor der Verabschiedung eines so wichtigen
Dokuments, wie es die China-Strategie ist,
das betroffene Land vorinformiert. Das gilt
nicht nur für China, das gilt auch für andere
Länder. Man macht das, um unerwartete
Reaktionen zu vermeiden. Ich sagte meinem
Amtskollegen am Telefon: Wir verabschie-
den eine China-Strategie und sprechen darin
auch Dinge an, die China unangenehm sind.

War es nicht so: Sie haben den chinesischen
Aussenminister am Telefon vorsorglich
beschwichtigt?

Das ist Sinn und Zweck dieser Telefonate.
Man macht das in der Diplomatie, um die
gegenseitige Beziehung nicht zu stören.

Aussenminister IgnazioCassis
kritisiertChinasRegimewegen
Menschenrechtsverletzungen.
Allerdings zeigt erdemLand
gegenüber auchbemerkenswert
vielNachsicht. Interview:
StefanBühler, LukasHäuptli

Wie würden Sie die Vorgänge in Xinjiang denn
bezeichnen?

Wir haben immer klar gesagt: Das Vor-
gehen gegen die Uiguren ist eine Verletzung
der Rechte von Minderheiten. Wir haben da
unsere Sorge zum Ausdruck gebracht – auch
gegenüber dem offiziellen China.

Wie haben Ihre Gesprächspartner reagiert?
China stellt sich immer auf den Stand-

punkt: Die Vorwürfe werden von den USA
erfunden und sind falsch. Und: Das alles
seien innere Angelegenheiten Chinas.

In der China-Strategie, die der Bundesrat am
Freitag verabschiedet hat, übt die Schweiz
schärfere Kritik an den Menschenrechtsverlet-
zungen als auch schon. Zeichnet sich hier ein
Kurswechsel ab?

Die Kritik, die wir immer geäussert haben,
wird präziser und expliziter. Das ist kein
Kurswechsel. Was wirklich neu ist: Mit der
China-Strategie erhält die Schweiz einen
Orientierungsrahmen für ihre Beziehungen
zu China. Darin werden die Dinge jetzt beim
Namen genannt, klar in der Sprache, diplo-
matisch in der Umsetzung. Konkret heisst
das: Das Thema Menschenrechte ist nicht
mehr eine exklusive Aufgabe des Aussen-
departements, sondern eine Aufgabe des
gesamten Bundesrats. Auch Kantone, Städte,

Ignazio
Cassis

Nach seinerWahl
in den Bundesrat
übernahmder
freisinnige Tessi-
ner imNovember
2017 das Aussen-
departement.
Zuvor gehörte
der ehemalige
Kantonsarzt
zehn Jahre der
FDP-Fraktion im
Nationalrat an.
Cassis wurde
1961 inMalcan-
tone geboren. Er
ist verheiratet.

um wachsende Wirtschafts-
beziehungen. Und zweitens um
ein Bild vom Land, das nicht der
Westen, sondern China selbst
zeichnet. In diesem gibt es kaum
Probleme – schon gar keine Pro-
bleme mit Menschenrechtsver-
letzungen.

Am Mittwoch vor Veröffent-
lichung des chinesischen Com-
muniqués hatte der Schweizer
Aussenminister Ignazio Cassis
seinem chinesischen Amtskolle-
gen Wang Yi telefoniert und
erklärt, dass der Bundesrat bald
seine sogenannte China-Strate-
gie verabschieden und darin die
Grossmacht auch wegen ihrer
Menschenrechtsverletzungen
kritisieren werde. Man mache

China-Politik
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«Ganz Europa, ja die
ganzeWelt ist ein
Stückweit erpress-
bar geworden»:
Ignazio Cassis zur
Notwendigkeit, bei
der Versorgungmit
wichtigen Gütern
Autonomie zurück-
zugewinnen.
(Bern, 18. März 2021)

Wie kann die Schweiz bei gewissen Gütern
mehr Autonomie erhalten, damit wir in
Krisenweniger von anderen Staaten abhän-
gig sind.

Pflegt die Schweiz – in Anbetracht derMen-
schenrechtslage – zu engeWirtschaftsbezie-
hungen zu China?

In der China-Strategie habenwir genau
diesen Zielkonflikt thematisiert: Einerseits
einenMarktzugang zu China haben und
andererseits unsereWerte selbstbewusster
vertreten.

Konkret zeigt sich der Zielkonflikt in Xinjiang.
Nestlé hat sich jetzt aus der uigurischen Pro-
vinz zurückgezogen. Begrüssen Sie diesen
Schritt?

Das ist genau der Ansatz der Schweiz und
das Ziel der China-Strategie: Unternehmen
übernehmen Verantwortung. Ich begrüsse
das.Wenn Unternehmen die Verantwortung
nicht übernehmen, greift der Staat ein und
reguliert. Die Selbstregulierung ist in einer
liberalen Demokratie wie der Schweiz aber
immer die beste Lösung.

Kritisieren Sie die Schweizer Unternehmen,
die noch immer in Xinjiang Geschäfte
machen?

Wir beobachten diese Unternehmen, aber
wir kritisieren sie nicht. Das ist nicht Aufgabe
des Staats.Wir können Anreize schaffen,
damit es anders wird.

Die Hoffnung auf eine Demokratisierung dank
marktwirtschaftlicher Öffnung habe sich nicht
realisiert, stellen Sie in Ihrer Strategie fest.
«Weder Handel noch Internet haben zu einem
entsprechendenWandel Chinas geführt.» Das
PrinzipWandel durch Handel ist gescheitert?

Nein, das wäre übertrieben. Das Prinzip
Wandel durch Handel hat China geholfen,
eineMilliardeMenschen aus der Armut zu
befreien. Meinen Sie abermitWandel die
Entwicklung hin zu einer demokratischen
Gesellschaft, wurde das nicht erreicht. Aber
die Schweiz war auch nicht immer da, wo sie
heute ist: ZumBeispiel durften die Frauen
bis vor 50 Jahren nicht abstimmen. Das war
auch eineMenschenrechtsverletzung.

Allerdings durften die Frauen für das Stimm-
recht schon damals demonstrieren und kamen
nicht in Umerziehungslager.

Was ich sagenwill: Eine Demokratisierung
erfolgt nicht über Nacht.Wenn die Verhält-
nisse in China nicht so sind, wie wir es wün-
schen, heisst das nicht, dass das Prinzip
gescheitert ist. Immerhin: EineMilliarde
Menschen bewegen sich heute relativ frei in
China.

Die soziale Überwachung der Bevölkerung in
China spricht allerdings nicht für eine grosse
Freiheit.

Ja, diese Probleme existieren. Das
bestreite ich nicht. Aber die chinesische
Bevölkerung lebte vor fünfzig Jahren in so
tiefer Armut, dass die Leute ihre Dörfer nicht
verlassen konnten. Das hat sich verbessert.
Wirmüssen dem Land respektvoll begegnen
und ihm Zeit lassen.Waswird in zwanzig
Jahren sein, wenn derWohlstand in China
weiter steigt?Werden die Leute dann immer
noch schweigen?

Undwas tut die Schweiz bis dann:Warten Sie
zwanzig Jahre?

Gegenfrage:Was ist besser, jetzt empö-
rungsgetrieben den Dialog abbrechenwegen
derMenschenrechtsverletzungen und der
Lage der Uiguren? Oder langfristig beharrlich

Strategie. Und: «Die Schweiz
nutzt die Chancen, welche sich
bei der wirtschaftlichen Öffnung
Chinas bieten. Sie setzt sich für
verbesserte Rahmenbedingun-
gen für nachhaltige Handels-
und Investitionsbeziehungen
mit China ein.»

DerWirtschaftsdachverband
Economiesuisse begrüsst die
China-Strategie und ihre Aus-
richtung «auf einen starken
Dialog». «Wichtige politische,
humanitäre undwirtschaftliche
Anliegen kann die Schweiz nur
im beharrlichen Dialogmit China
erfolgreich einbringen. Im
Gegensatz zu einseitigen Sank-
tionen oder Boykotten ent-
spricht dieses Vorgehen der

schweizerischen Kultur der Ver-
mittlung und Annäherung»,
schreibt Economiesuisse-Chef-
ökonomRudolf Minsch.

China ist in den letzten Jahren
auch dank einemFreihandels-
abkommen zumdrittwichtigsten
Handelspartner der Schweiz
geworden, und zwar hinter der
EU und den USA. So stieg der
Wert aller Exporte aus der
Schweiz nach China zwischen
2000 und 2019 von 1,4 auf 21,4
Milliarden Franken. Bei den
Chemie- und Pharma-Produkten
wuchs der entsprechendeWert
von 0,3 auf 5,6Milliarden, bei
den Uhren von 50Millionen auf
2Milliarden Franken (siehe
Grafik). Lukas Häuptli

JetztwerdendieDinge
beimNamengenannt:
klar inder Sprache,
diplomatisch inder
Umsetzung.

den Dialog suchen und die Probleme anspre-
chen?Wirmüssen die Geduld haben, dass
die Reise in die richtige Richtung geht. Und
wir hoffen,mit unserem Engagement hier
einen Beitrag leisten zu können.

Die USA haben Sanktionen gegenmehrere
Führungspersonen in Peking ergriffen, die EU
diskutiert ebenfalls darüber.Wie stellt sich die
Schweiz dazu?

Die Schweiz übernimmt automatisch
Sanktionen der Uno. Von gleichgesinnten
Partnernwie der EU übernehmenwir Sank-
tionen auf freiwilliger Basis. Von den USA
dagegen habenwir noch nie Sanktionen
übernommen.

Die EU und die USA sind uns als Demokratien
doch viel näher als China. Müsste sich der
Bund nicht mit diesenMächten verbünden,
um über Sanktionen und politischen Druck in

Chinamehr Veränderungen zu bewirken, als
das jetzt der Fall ist?

Wir koordinieren uns bereits sehr engmit
europäischen Ländern und – etwasweniger
–mit den USA. Die Frage der Sanktionen
wird zurzeit imWirtschaftsdepartement
analysiert. Aber die Schweizmacht grund-
sätzlich eine eigenständige Aussenpolitik.
Das ist herausfordernd, aber das ist auch
unserWille.

Fürchten Sie nicht, dass die USA oder auch die
EU Druck auf die Schweiz ausüben werden,
damit wir ihre Sanktionen übernehmen?

Dieser Druck der USA hat schon in den
letzten Jahren zugenommen.Wir konnten es
bisher aber vermeiden, uns auf eine der
beiden Seiten schlagen zumüssen. Dies, weil
wir sowohl zu den USA als auch zu China
gute Beziehungen pflegen. Natürlich stehen
wir, was die gemeinsamenWerte betrifft,
den USA viel näher. Aber wir wissen auch,
dass China eine eminent wichtige Rolle spielt
in derWelt.Wir brauchen China in einem
umfassendenMultilateralismus, in dem sich
alle Staaten auf gemeinsame Vereinbarungen
verpflichten.

Geregelte Beziehungenmit der EUwerden in
der derzeitigen geopolitischen Situation noch
wichtiger, heisst es in der China-Strategie.
Diese Beziehungen sind aber infrage gestellt,
der Rahmenvertragmit der EU steht vor dem
Scheitern.Wie geht es weiter?

Wenn das Rahmenabkommen scheitert,
stehenwir dort, wowir heute stehen. Und
heute habenwir geregelte Beziehungen zur
EU, wir habenmehr als 140 völkerrechtliche
Verträge, die weiterhin gelten. Der Bundesrat
will mit demRahmenabkommen den bilate-
ralenWeg konsolidieren undweiter aus-
bauen.

Kritiker des Rahmenabkommens bringen den
Ausbau des Handels mit China als Alternative
ins Spiel. Ist das für Sie eine Option?

Die Schweiz liegt in Europa, wir stehen
uns kulturell undwirtschaftlich viel näher,
das ändert nicht. Auch nicht im 21. Jahrhun-
dert, das viele wegen des Aufstiegs Chinas
und anderer Volkswirtschaften in dieser
Region als das asiatische Jahrhundert sehen.
Freihandelsabkommenmit solchen Staaten
helfen uns, unsere Klumpenrisiken zu redu-
zieren. Es gibt auch hier kein Entweder-oder.

Zum Schluss zu den Olympischen Spielen 2022
in Peking:Wie steht der Bundesrat zu den
Boykottaufrufen?

Die Schweiz folgt demAufruf zumBoykott
im Allgemeinen nicht. Auch die offizielle
Schweiz wird in Peking vertreten sein. Aber
es ist noch offen, auf welcher Stufe: Planen
wir einen Besuch des Bundespräsidenten,
oder ist bloss die Organisation Präsenz
Schweiz vor Ort? Das sind sehr wichtige Sym-
bole, die wir aussenden. Es ist aber noch
nichts entschieden.
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